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Familien

Nur noch jede Dritte lebt das Alleinverdiener-Modell

Die Lebensform „Familie“ hat sich in den vergangenen Jahrzehnten stark
gewandelt. Während beispielsweise 1960 in Westdeutschland je 1.000 Ein-
wohner noch 9,5 Ehen geschlossen wurden, waren es vierzig Jahre später in
ganz Deutschland nur noch 5,1. Im Gegenzug stieg die Zahl der Scheidun-
gen je 1.000 Bundesbürger von 1,0 auf 2,3. Zusammen mit Einflüssen wie
dem späteren Heiratsalter und der höheren Frauenerwerbstätigkeit führte dies
dazu, dass die Kinderzahlen sanken: Wurden im Jahr 1960 im Schnitt noch
mehr als zwei Kinder je Frau geboren, waren es 2000 nur noch 1,3 Kinder je
Frau. Auch die Vorstellung von der Arbeitsteilung in der Familie hat sich stark
verändert. Das althergebrachte Alleinverdiener-Modell – Vater erwerbstätig,
Mutter Hausfrau – ist heutzutage nur noch in einem Drittel der Familien üb-
lich. Vor dreißig Jahren war dies noch bei knapp sechs von zehn Familien so.

Auf diese Veränderungen muss auch die Familienpolitik reagieren. So ließen
sich Kinder und Beruf besser unter einen Hut bringen, wenn der Staat sich
weniger stark am Alleinverdiener-Modell orientieren würde. Sinnvoll wäre unter
anderem die Einführung des Familiensplittings, bei dem – anders als beim
Ehegattensplitting – bei der Ermittlung der Steuerschuld zusätzlich die Zahl
der Kinder berücksichtigt wird. Gute Erfahrungen aus Schweden sprechen
überdies für eine kürzere Elternzeit und die Koppelung des Erziehungsgeldes
an den Nettolohn. Mit solchen Maßnahmen einhergehen muss aber in jedem
Fall der Ausbau der Kinder- und Ganztagsbetreuung.

Nicola Hülskamp, Susanne Seyda: Staatliche Familienpolitik in der sozialen Markt-
wirtschaft – Ökonomische Analyse und Bewertung familienpolitischer Maßnahmen,
IW-Positionen Nr. 11, Köln 2004, 75 Seiten, 11 Euro. Bestellung über Fax: (02 21) 49 81-
4 45 oder im Internet unter: www.divkoeln.de
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Hierzulande greift der Staat den Fa-
milien in erster Linie finanziell unter
die Arme – immerhin genießen Ehe
und Familie den besonderen Schutz
des Grundgesetzes. Gleichwohl wäh-
len immer weniger Menschen diese Le-
bensform oder entscheiden sich für ei-
gene Kinder. Deutschland ist damit für
die Folgen der demographischen Ent-
wicklung schlecht gerüstet.*)

Die Entscheidung für Kinder ist eine
sehr private Angelegenheit, verändert sie
doch das Leben der künftigen Mütter
und Väter grundlegend. Die Familie ge-
nießt aber staatlichen Schutz, weil sie
einen wichtigen Beitrag zum Gemein-
wohl leistet. Schließlich müssen die Kin-
der einmal für die Renten der Eltern-
generation aufkommen.

In den letzten Jahren hat sich die
Lebensform „Familie“ jedoch stark ge-
wandelt. Weniger Eheschließungen,
mehr Scheidungen und das spätere
Heiratsalter, aber auch die höhere Frau-
enerwerbstätigkeit sprechen eine deut-
liche Sprache. Als Folge sanken die
Kinderzahlen (Grafik):

Während im Jahr 1960 im Schnitt
mehr als zwei Kinder je Frau gebo-
ren wurden, waren es im Jahr 2000
nur noch 1,3 Kinder je Frau.

Inzwischen gibt es zudem immer mehr
außereheliche Geburten. Auch die Vor-
stellung von der Arbeitsteilung in der
Familie hat sich stark verändert:

Das althergebrachte Alleinverdie-
ner-Modell – Vater erwerbstätig, Mut-
ter Hausfrau – wird von nur noch ei-
nem Drittel der Familien gewählt. Drei-
ßig Jahre zuvor war dies noch bei
knapp sechs von zehn Familien so.

Die Familienpolitik orientiert sich
aber weiter an diesem Modell:

Steuergesetzgebung. Das Ehegatten-
splitting basiert auf der klassischen
Rollenteilung. Das Splitting entlastet
Ehepaare mit Kindern nicht stärker als
solche ohne. Zudem begünstigt es die
Nicht-Erwerbstätigkeit eines Partners und
steht damit auch einer besseren Verein-
barkeit von Familie und Beruf im Weg.

Nicht immer zielgerichtet
Familienpolitik

Elternschutzgesetze. Der Staat zahlt
Familien in der maximal dreijährigen
Elternzeit bis zu einer bestimmten Ein-
kommenshöhe monatlich 300 Euro Er-
ziehungsgeld. In der Regel stecken die
Mütter zurück:

Nur ein knappes Drittel der Müt-
ter ist in der Elternzeit erwerbstätig,
die meisten haben einen Teilzeit-Job.

Eine Ausweitung der Erwerbstätig-
keit hätte den Verlust des Erziehungs-
gelds zur Folge, sobald die Einkom-
mensgrenze überschritten wird.

Kinderbetreuung. Bundesweit gilt
zwar für Kinder ab drei Jahren ein Rechts-
anspruch auf einen Kindergartenplatz.
Dies sind zumeist Halbtagsplätze mit ei-
ner Betreuungszeit von vier Stunden täg-
lich. Damit lässt sich aber selbst eine
Teilzeit-Tätigkeit nur schwer vereinba-
ren. Größere Lücken tun sich bei der
Jüngsten-Betreuung auf: In Westdeutsch-
land gibt es lediglich für 3 Prozent der
unter Dreijährigen Krippenplätze.

Familie und Beruf ließen sich besser
unter einen Hut bringen, wenn der Staat
sich weniger stark am Alleinverdiener-
Modell orientieren würde. Einige An-
satzpunkte:

• Familiensplitting. Anders als beim
Ehegattensplitting wird hier bei der Er-
mittlung der Steuerschuld auch die Zahl
der Kinder berücksichtigt. Eine Familie
mit zwei Kindern zahlt dann deutlich
weniger Steuern als ein kinderloses Ehe-
paar. Zusätzliche Einkünfte des Zweit-
verdieners würden dabei weniger stark
besteuert, so dass etwa für Mütter höhe-
re Anreize bestünden, wieder in den Job
zu gehen.

• Kürzere Elternzeit und Koppelung
des Erziehungsgelds an den Netto-
lohn. Frauen – und Männer – , die we-
gen der Kinder nicht auf die Karriere
verzichten wollen, tun sich mit der
Familiengründung nicht so schwer, wenn
die Auszeit kürzer ist und der Lebens-
standard während der Elternzeit eini-
germaßen gesichert bleibt. Schweden hat
mit diesem Modell gute Erfahrungen
gemacht.

Mit solchen Maßnahmen einherge-
hen muss aber in jedem Fall der Ausbau
der Kinder- und Ganztagsbetreuung.
Genügend Betreuungsangebote und
verlässliche Öffnungszeiten würden be-
rufstätigen Frauen die Entscheidung für
Kinder erleichtern.

Vgl. Nicola Hülskamp, Susanne Seyda: Staatliche Familien-
politik in der sozialen Marktwirtschaft. Ökonomische Analyse
und Bewertung familienpolitischer Maßnahmen. IW-Positio-
nen Nr. 11, Köln 2004, 75 Seiten, 11 Euro, Bestellung über
Fax: (02 21) 49 81 - 4 45 oder via Internet: www.divkoeln.de
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Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Familie:
Viele neue Modelle

Bis 1980: Westdeutschland; Quelle: Statistisches Bundesamt
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Familien mit nur einem Erwerbstätigen
in Prozent aller Familien

Durchschnittliches Alter bei der
ersten Eheschließung, in Jahren

Eheschließungen
pro 1.000 Einwohner

Scheidungen
pro 1.000 Einwohner

Außereheliche Geburten
in Prozent aller Geburten

Kinder pro Frau

Frauen

Männer

22,9

25,7

23,4

25,4

28,4

31,2

6,3 5,1

Singlehaushalte
in Prozent aller Haushalte

1960 1980 2000

(1972) (1982)57,4 50,7
32,0

20,6 30,2 36,5

9,5

1,81,0 2,3

1,62,4 1,3

11,97,6 23,0


